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Eckart Hildebrandt

Plädoyer für eine ökologisch 
erweiterte Mitbestimmung
Chancen und Ansatzpunkte, die Grundmuster ökologischer Unternehmenspolitik 
mitzugestalten -  ein Szenario

Neue Kunststoffe, keramische Werk­
stoffe, Faserverbundwerkstoffe -  derzeit 
boomen die Neuerungen auf dem Werk­
stoffsektor. Nicht unerhebliche wirt­
schaftliche Hoffnungen knüpfen sich an 
verfeinerte und verbesserte Werkstoffe. 
Doch viele der „Neuen“ werden in Arbeit­
nehmerhand produziert und kommen auf 
den Markt, ohne daß die heutzutage hin­
länglich bekannten Recycling-Probleme 
gelöst oder mögliche gesundheitliche 
Gefahren geklärt wären. An diesem Punkt 
setzt das Konzept einer ökologisch 
erweiterten Mitbestimmung an, das der 
Politikwissenschaftler Eckart Hilde­
brandt1 im folgenden skizziert. Unter dem 
Stichwort „Produktionsmitbestimmung“ 
soll an Erfahrungen der Arbeitskreise 
alternative Produktion angeknüpft wer­
den. Neben einer ökologischen Gesamt­
konzeption der Gewerkschaften, neben 
der Beteiligung an überbetrieblichen 
Bündnissen steht die Stärkung der Indivi­
dualrechte im Betrieb im Mittelpunkt des 
Konzeptes: Entscheidende Hebel sind 
dabei die Informations- und Reklama­
tionsrechte, das Vorschlagswesen, die 
Fortbildung, das Arbeitsverweigerungs­
recht bei gravierenden gesundheitlichen 
und ökologischen Gefährdungen, ver­
bunden mit einem Kündigungsschutz.

Ob aktive gewerkschaftliche Politik an 
ein Thema anzuknüpfen vermag, hängt maß­
geblich von den gewerkschaftlichen Traditio­
nen ab, die in diesem Themenfeld bestehen 
oder nicht bestehen.

Meine Eingangsthese lautet: Die Ökolo­
giebewegung bewegt sich nach Logiken, die 
nicht umstandslos mit der traditionellen 
gewerkschaftlichen Politik harmonisieren 
und sie stellt in der Bundesrepublik ein 
neues Terrain für Gewerkschaftspolitik dar. 
Erst seit 1970 kann in der BRD von einer 
Wende weg von einem Naturverständnis 
gesprochen werden, das die Natur als 
kostenlose, grenzenlose und stabile Res­
source für Wirtschaft und Freizeit sieht. Bei 
dieser veränderten Einstellung zur Natur 
handelt es sich um einen grundlegenden, 
gesellschaftskulturellen Wandel, der nur als 
längerfristiger Lernprozeß verstanden wer­
den kann, an dem die Gewerkschaft mit vie­
len anderen Akteuren beteiligt ist.

Die Umweltbewegung war vor allem 
außerbetrieblich motiviert. Entscheidende 
Anstöße gaben die bedrohlichen Beeinträch­
tigungen der persönlichen Lebenswelt, der 
Gesundheit und der Ernährung. Umweltbe­
wußtsein schärfte sich vor allem am Phäno­

men des Waldsterbens. Thematisiert wurde 
es je verschieden -  aus der Sicht des Pro­
duzenten, Konsumenten und Betroffenen, 
wobei diese verschiedenen Sichtweisen 
situativ von ein und derselben Person einge­
nommen werden. Denn jede Rolle hat ihre 
eigenen Rationalitäten und Zwänge, die mit 
den anderen Rationalitäten in Konflikt gera­
ten. Das Ergebnis ist eine „moralische Schi­
zophrenie“ (Herderson) und eine „organi­
sierte Unverantwortlichkeit“ (Beck 1986).

Die Erhaltung lebenswichtiger ökologi­
scher Kreisläufe kann mit dem dominieren­
den gewerkschaftlichen Produktivismus 
nicht gelöst werden. In einer Vielzahl von 
Fällen haben sich „Kapital und Arbeit“ auf 
Kosten der Natur geeinigt. Auch deshalb hat 
die zunehmend für die Einzelperson bedroh­
liche Umweltgefährdung zu einer Renais­
sance persönlicher Verantwortlichkeit 
geführt.

Die Gewerkschaften haben sich mit der 
Entwicklung kapitalistischer Arbeitsweise 
zunehmend auf die Regelung arbeitsvertrag­
lich und betrieblicher Sachverhalte konzen­
triert. Eine Interessenvertretung für die 
Natur, wie sie nun von den neuen sozialen 
Bewegungen eingefordert wird, war bisher 
nicht vorgesehen. Aber Anknüpfungspunkte 
sind sichtbar. Von Einzelgewerkschaft zu 
Einzelgewerkschaft unterscheiden sie sich je 
nach dem stofflichen Charakter der Branche.

So setzt die IG Metall wesentlich an 
bestehenden Defiziten im betrieblichen 
Gesundheitsschutz an und mobilisiert über 
gezielte Schadstoff-Kampagnen („Tatort 
Betrieb“ ).

•  Die IG Chemie hat 1987 mit den 
Arbeitgeberverbänden ein Kommunique auf 
Spitzenebene abgeschlossen, das unter 
anderem eine gemeinsame Einrichtung zur 
Information der Betriebsräte vorsieht 
(CIBUCI) und zu einer Reihe entsprechen­
der Betriebsvereinbarungen geführt hat.

•  Die IG Bau-Steine-Erden knüpft mit 
ihrem Programm einer integrierten Stadter­
neuerung an die Kommunalpolitik an.

•  Die NGG sucht den Rückhalt für eine 
Verbesserung der Nahrungsmittelproduktion 
in Kampagnen zu gesunder Ernährung.

'Politikwissenschaft­
ler am Wissenschaftszen­
trum Berlin, Forschungs­
schwerpunkt Technik -  
Arbeit -  Umwelt.

1 Der Beitrag ist die 
gekürzte und bearbeitete 
Fassung eines Vortrages 
bei der Hans-Böckler-Stif- 
tung am 24. Juli 1989.
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•  Die ÖTV legt einen Schwerpunkt ihrer 
Arbeit auf die Ökologisierung der staatlichen 
Eigenbetriebe und die Verbesserung der 
infrastrukturellen Voraussetzungen für öko­
logisches Wirtschaften („Kommunalisie­
rung“ ).

Die Aufstellung verdeutlicht, daß hier 
nicht die klassischen Themen der Gewerk­
schaften bearbeitet werden. In der Tat gibt es 
nur wenig unmittelbare Anknüpfungspunkte

schutzpolitik entschieden. Dazu gehört dann 
auch, gegebenenfalls gewerkschaftliche 
Nichtzuständigkeit und partielle Unverein­
barkeit bestimmter Umweltschutzmaßnah­
men mit anderen gewerkschaftlichen Zielen 
deutlich zu machen.

Die Ökologieproblematik war und ist für 
die Unternehmen ebenso neu wie für die 
Gewerkschaften. Auch hier sind ökologische 
Anforderungen nicht umstandslos mit den

Wenn ökologische Probleme im Betrieb auf­
tauchen, dann gibt es, wie vielfältige Erfah­
rungen und Beobachtungen zeigen, sehr 
unterschiedliche Verhaltensmöglichkeiten.

Szenario
•  Der Betriebsrat ist Mitglied einer 

großen Koalition im Betrieb. In diesem Fall 
greift ein umweltaktives Management den 
Konflikt offen auf, bezieht den Betriebsrat in

Bild 1 : Industrielle Beziehungen und gesellschaftliche Ökologieprobleme
R egelu n gsfe lder im S ystem  industrieller Them atis ie rung  über
betrieb l. A rbe itssystem B eziehungen  im B etrieb öffen tliche  M ed ien  und A kteure

• Lohn-Leistungs-Politik
• Personalpolitik Beschäftigte

industrieverursachte
• Qualifikation
• Arbeitsplätze
• Arbeits-und Gesund­

heitsschutz
Vertrauensleute

P rob lem lagen
im gesellschaftlichen
Ö ko -S ys tem

Betriebsräte

• Ressourcenverbrauch

U nternehm erisches
Z ie lsystem • Abfallprodukte und 

Emission des 
Produktionsprozesses• Sicherung der

Wettbewerbsfähigkeit
• angemessener Gewinn
• Verbesserung der 

Marktposition
• Benutzerfreundlichkeit Fachbeauftragte

• Verbrauch der Produkte

der Produkte • Entsorgung der Produkte
• Erhaltung von 

Arbeitsplätzen
• Umweltfreundlichkeit

Unternehmensleitung
• Transport und Lagerung

der Produkte

der Ökologiefrage an klassische Interessen­
vertretungspositionen und Regulierungswei­
sen, während ganz offensichtliche Wider­
sprüche und Ambivalenzen bestehen.

Umweltschutz in den traditionellen 
Themenkanon

Es gehört zu den wichtigsten Aufgaben 
der Gewerkschaften in den nächsten Jahren, 
einerseits die Tragfähigkeit und Ausbau­
fähigkeit der positiven Anknüpfungspunkte 
zu prüfen, andererseits die negativen 
Anknüpfungspunkte zu reflektieren und Stra­
tegien zu finden, um sie mit verstärktem 
Umweltschutz zumindest kompatibel zu 
machen. Das bedeutet, daß die Gewerk­
schaften ihre derzeitige Programmatik und 
den Regelungsbestand danach durchforsten 
müssen, wo direkt oder indirekt umweltfeind­
liche Inhalte mitgetragen werden. Es genügt 
nicht, den alten Themen additiv ein neues 
hinzuzufügen,-entsprechend themenspezifi­
sche Programme zu entwickeln, Experten 
herauszubilden und Beauftragte zu benen­
nen. Umweltschutz kann nur integriert in die 
klassischen Themenfelder forciert werden. 
Bereits hier wird über die Wirksamkeit und 
Glaubwürdigkeit gewerkschaftlicher Umwelt­

klassischen Zielen In Übereinstimmung zu 
bringen. Gemeinhin tendieren Unternehmen 
dazu, eigene Umweltschutzmaßnahmen mit 
Verweis auf Kosten oder Wettbewerbsbedin­
gungen abzulehnen oder hinauszuschieben. 
Gemeinhin reagieren sie erst auf staatliche 
Auflagen und vermeiden jede öffentliche 
Thematislerung im Zusammenhang mit 
Umweltskandalen. Und gemeinhin wird bei 
der ökologiebezogenen Unternehmenspoli­
tik das Image und die Werbewirksamkeit in 
den Vordergrund gestellt.

Es dürfte hier hilfreich sein, drei Grup­
pen von Unternehmen zu unterscheiden.

•  Die großen Umweltverschmutzer, die 
prinzipiell nicht oder zumindest nicht mittel­
fristig zu sanieren sind und öffentlichen 
Druck gegen eine Verschärfung der Normen 
entfalten.

•  Unternehmen mit partiellen Umwelt­
problemen, die pragmatisch und aufwands­
minimierend damit umgehen und die Mög­
lichkeiten des Öko-Marketing nutzen.

•  Unternehmen, die Umwelttechnik als 
neues Marktsegment und ökologisches 
Management als neue Unternehmenskultur 
für sich entdeckt haben.

Die Definitionsmacht bei der Entwick­
lung einer ökologischen Unternehmenspoli­
tik ist noch nicht verteilt. Dies beinhaltet für 
Betriebsräte derzeit Risiken und Ghancen.

die Bearbeitung ein und achtet auf ein auch 
nach außen wahrnehmbares, gemeinsames 
Vorgehen. Aber wer dominiert diese Koali­
tion? Hier wird es erhebliche Unterschiede 
geben zwischen vollständiger Vereinnah- 
mung durch die Unternehmensleitung und 
einer Pluralität im Rahmen der grundlegen­
den betrieblichen Machtverhältnisse, die 
etwa in einem Umweltaustausch Ihren Nie­
derschlag findet.

Hier bestehen für den Betriebsrat wenig 
Möglichkeiten, sich als eigenständige Kraft 
und Position zu profilieren, wenngleich auch 
er auf die Ergebnisse der umweltaktiven 
Unternehmenspolitik verweisen kann. Für 
ihn besteht die Gefahr, als überflüssig zu 
erscheinen und in die Managementstrategie 
eingebunden zu werden.

•  Der Betriebsrat als Stellvertreter.
In diesem Fall ist die Unternehmenslei­

tung zwar aktiv, überträgt dem Betriebsrat 
aber relativ weitgehende Kompetenzen und 
stellt Ihm entsprechende Ressourcen zur 
Verfügung. Sie reduziert damit den eigenen 
Aufwand, zeigt Engagement, beugt Konflik­
ten mit dem Betriebsrat und den Beschäftig­
ten vor. Der Betriebsrat erhält einen breiten 
Aktionsspielraum, gerät aber in eine quasi
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unternehmerische Position, wird an seinen 
Ergebnissen gemessen und steht in der 
Gefahr, Unternehmensrationalitäten zu 
legitimieren.

•  Der Betriebsrat als Gegenpol zur 
Unternehmensleitung.

In diesem Fall opponiert der Betriebsrat 
aktiv gegen die Unternehmenspolitik, sei es, 
weil diese nicht für den Umweltschutz aufge­
schlossen ist, Gesetzesauflagen oder Richt­
werte nicht einhält etc., oder weil er die öko­
logiebezogenen Maßnahmen für falsch hält. 
Es gibt keine Kooperation, sondern ein sehr 
gespanntes Verhältnis. Der Betriebsrat wird 
an den unternehmerischen Entscheidungs­
prozessen nicht beteiligt. In extremen Fällen 
versucht das Management, den Betriebsrat 
auszuschalten.

Neben einer prinzipiell aktiven Betriebs­
ratsrolle gibt es auch Fälle, in denen das 
Verhalten des Betriebsrates für die Konflikt­
bearbeitung eher unerheblich ist. Die 
Ursachen dafür können sein:

daß die Unternehmensleitung eine 
offensive Umweltpolitik betreibt, die den 
Betriebsrat nicht beteiligt und so weitgehend 
ist, daß dem Betriebsrat nach seinem Selbst­
verständnis nichts mehr zu tun bleibt. Dabei 
wird die Funktion des ökologischen Promo­
tors und Überwachers häufig an eine neu 
eingerichtete Stelle delegiert, die der 
Geschäftsleitung direkt unterstellt ist: dem 
Umweltbeauftragten;

daß sich die Politik der Unternehmens­
leitung direkt und generell gegen die Institu­
tion Betriebsrat richtet, nicht nur im Themen­
feld Umweltpolitik. Gleichzeitig ist der 
Betriebsrat so schwach oder unengagiert, 
daß er nicht zum Gegenpol der Unter­
nehmensleitung wird;

daß eine betriebliche Koalition der 
Inaktivität besteht. Unternehmensleitung und 
Betriebsrat verhalten sich dann gleichgerich­
tet in dem Sinne, daß sie das Umweltthema 
klein und unter der Decke halten, möglichst 
lange wie bisher weitermachen und nicht 
auffallen wollen.

Derzeit besteht noch die Chance, die 
Grundmuster ökologischer Unternehmens­
politik mitzugestalten. Auch die Unterneh­
mensleitungen werden lernen. Was sie 
lernen, hängt mit vom Verhalten der betriebli­
chen Interessenvertretungen und der 
Beschäftigten ab. Und mit diesem Lernpro­
zeß werden Strukturen geschaffen, die die 
Bearbeitung künftiger Umweltprobleme im 
Unternehmen vorstrukturieren und damit 
auch die Handlungsmöglichkeiten der 
betrieblichen Interessenvertretung ein­
schränken. Eine Chance in diesem Prozeß 
bildet das Konzept der Produktmitbestim­
mung.

Anforderungen an eine „ökologisch 
erweiterte“ Mitbestimmung

Ökologie müßte Bestandteil einer 
gewerkschaftlichen Gesamtkonzeption 
werden (siehe Schaubild 2).

Auf dem folgenden Bild sind die 
Bestandteile einer sozialökonomischen Qua­
litätsproduktion dargestellt: ökologisch und 
gesundheitsverträgliche Produkte und Pro­
duktionsprozesse, eine intelligente Arbeits­

und existentielle Gefährdungen produziert. 
Für ein ökologisches Umbauprogramm müs­
sen die Gewerkschaften -  wollen sie ihre 
Zuständigkeit für die Lebensqualität der 
Arbeitsbevölkerung behalten -  einen akti­
ven Beitrag leisten und sich am gesellschaft­
lichen Diskurs übereine „andereZukunft“ 
beteiligen.

Nötig wäre darüber hinaus eine Beteili­
gung an heterogenen, überbetrieblichen

Bild 2: Gewerkschaftlicher Handlungsrahmen

organisation, d. h. qualifizierte und koopera­
tive Tätigkeiten; qualifizierte und umweltak­
tive Beschäftigte. Auf dem Weg zu diesem 
Ziel steht den Gewerkschaften eine ganze 
Reihe betrieblicher und überbetrieblicher 
Instrumente zur Verfügung. DerArbeits- und 
Gesundheitsschutz, Betriebsvereinbarungen 
zur Aus- und Fortbildung, zum Vorschlags­
wesen, die weiterzuentwickeln sind hin zu 
einer Produktmitbestimmung.

Mit diesen Instrumenten könnte ein akti­
ver gewerkschaftlicher Beitrag zur Unterneh­
menspolitik geleistet werden, der darauf 
zielt, die Lebensfähigkeit und sozial-ökologi­
sche Innovativität des Unternehmens zu ver­
bessern. Zu den Rahmenbedingungen einer 
solchen Innovativität gehören der Aufbau 
und die Sicherung eigener F&E-Kapazitäten 
im Unternehmen, die Bewahrung einer Pro­
duktvielfalt und Fertigungstiefe, die die 
Umstellung auf neue Produkte erlaubt. Dazu 
gehören auch die Sicherstellung einer aus­
reichenden Autonomie gegenüber Mutterge­
sellschaften, Kunden und Zulieferern.

Das bisherige Produktions- und Kon­
summodell hat auf Kosten der Natur gelebt 
und inzwischen langfristige Zerstörungen

Bündnissen. Das Ökologieproblem verbindet 
die gesellschaftlichen Rollen von Produzen­
ten, Konsumenten und Betroffenen. Mit der 
historischen Konzentration von Gewerk­
schaftspolitik auf Arbeitsverhältnisse und 
-bedingungen haben die Gewerkschaften 
nur einen sehr einseitigen Zugang, den sie 
nicht einfach durch bessere Einsicht in öko­
logische Kreisläufe überwinden können. Die 
bereits zahlreichen Fälle von unternehmens­
verursachten Umweltskandalen belegen, 
daß an derThematisierung und Regulierung 
solcher Konflikte eine Vielzahl von lokalen 
Akteuren beteiligt ist und die Gewerkschaf­
ten dabei eine sehr schwache -  weil häufig 
doch zwischen Arbeitsplatzsicherung und 
Ökologie gespaltene -  Rolle spielen. Die 
einzelbetriebliche Sichtweise, der die 
Betriebsräte verpflichtet sind, und die
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betrieblichen Herrschafts- und Abhängig­
keitsverhältnisse, in die jede betriebliche 
Interessenvertretung eingebunden ist, füh­
ren dazu, daß nur Ausschnitte der ökologi­
schen Kreisläufe gesehen und mögliche 
Maßnahmen nach spezifischen Kriterien 
bewertet werden. Und die Gefahr einer 
betrieblichen Koalition der Verharmlosung 
und der Abwälzung ist immer gegeben 
(siehe Schaubild 3).

Informations- und Reklamationsrechte, 
Initiativrechte und Vorschlagswesen, Einwei­
sung und laufende Fortbildung, Arbeitsver­
weigerungsrecht bei gravierenden gesund­
heitlichen und ökologischen Gefährdungen 
sowie Kündigungsschutzrecht bei der öffent­
lichen Thematisierung von Umweltskanda­
len. Die Stärkung der Eigeninteressenvertre­
tung der Beschäftigten entlastet nicht zuletzt 
die Betriebsräte.

werden kann. Vielfältige Aktivitäten sind 
denkbar. Wichtig wäre etwa, die gestiegene 
Umweltsensibilität für eine Aktivierung des 
betrieblichen Arbeits- und Gesundheits­
schutzes zu nutzen und dabei Fronten zwi­
schen Arbeits- und Umweltschutz abzu­
bauen. Das heißtauch, daraufzu achten, daß 
nicht im Rahmen erweiterten Umweltschut­
zes neue, gesundheitsgefährdende Tätigkei­
ten entstehen, etwa im Entsorgungsbereich.

Verbesserte Individualrechte im Betrieb
Die enge Fassung der Mitsprache- und 

Mitwirkungsrechte im Betrieb, die Dominanz 
von Vertretungsregeln (Betriebsräte, Beauf­
tragte) und der Grad der betrieblichen 
Arbeitsteilung haben dazu geführt, daß die 
einzelnen Beschäftigten in ökologischen Fra­
gen faktisch keine Äußerungs- und Verhal­
tensmöglichkeiten haben. Die Zuständigkeit 
wird von den Vorgesetzten bestritten, und 
auch die Beschäftigten stellen die Kompe­
tenz und Zuständigkeit engagierter Kollegen 
in Frage. Den Gewerkschaften, insbeson­
dere aber den Betrieben, geht damit ein rie­
siges Potential von Engagement und Kom­
petenz verloren, die Trennung zwischen 
engagiertem Privatverhalten und Arbeit nach 
Vorschrift wird reproduziert. Um dieses 
Engagement auch in den Betrieben zur Wir­
kung zu bringen, müssen die Individual­
rechte im Betrieb und ihr Schutz verbessert 
werden:

Alle betrieblichen Gruppierungen sollten 
in die erweiterte Mitbestimmung einbezogen 
werden. Aufgrund der engen Beziehung zwi­
schen der Ökologieproblematik und der 
Lebensqualität haben immer mehr Arbeit­
nehmer ein persönliches Interesse an ökolo­
gischer Unternehmenspolitik. Sie sitzen im 
Betrieb an ganz unterschiedlichen Stellen 
des Produktionsprozesses und können 
jeweils unterschiedliche Bausteine zu einer 
betrieblichen Öko-Bilanz beitragen. Beson­
deres Gewicht haben natürlich die Gruppen, 
bei denen die Produktentwicklung und die 
Gestaltung des Produktionsprozesses ange­
lagert ist. Koordinierendes Gremium könnte 
ein betrieblicher Umweltausschuß sein. Für 
die Durchsetzung und Kontrolle vieler 
Umweltmaßnahmen sind das Wissen, die 
Initiative und die Aufmerksamkeit am Einzel­
arbeitsplatz unerläßlich.

Produktmitbestimmung heißt das Stich­
wort, unter dem nicht nur an Erfahrungen der 
„Arbeitskreisealternative Produktion“ , son­
dern auch an vorhandene Interessenlagen 
und bewährte Regelungsweisen angeknüpft

Es müßte auch darum gehen, die Ver­
wendung von Ressourcen im Unternehmen 
und den Ausstoß von Emissionen (mit-) zu 
kontrollieren (Öko-Controlling) und darauf zu 
dringen, daß möglichst wenig Abfallstoffe 
und Emissionen nach draußen gehen. Statt 
dessen sollten sie im Betrieb recycelt und 
entsorgt werden, um die ökologischen Kreis­
läufe kurz und übersichtlich zu halten. Dazu 
gehört auch die Kontrolle der Zulieferbezie­
hungen, um Unternehmenspolitiken der 
reinen Problemverlagerung aufdecken zu 
können.

Gestärkt werden sollte auch individuel­
les ökologisches Verhalten, sprich: die 
Eigenverantwortung im Betrieb. Dazu zählen 
die Einweisung am Arbeitsplatz, laufende 
Information und Fortbildung, Erweiterung 
des Vorschlagwesens, Reklamations- und 
Arbeitsverweigerungsrecht.

Und nicht zuletzt müßte eine ökologisch 
erweiterte Mitbestimmung die Vorteile halt­
barer und reparaturfreundlicher Produkte 
heraussteilen und auf deren Produktion hin­
wirken.


